Westerwald. Heimat mit Zukunft. 
Programm der SPD Westerwald zur Kommunalwahl am 7. Juni 2009

I. Präambel

Der Westerwald ist eine wirtschaftlich starke Region, in der die Menschen wohnortnah Arbeit finden. Kleine und mittelständische Unternehmen prägen die Wirtschaftsstruktur und sind das Rückgrat der positiven Entwicklung in den vergangenen Jahren.
Mit seiner Lage zwischen zwei Ballungszentren und einer guten Verkehrsanbindung von Nord nach Süd hat sich der Westerwald zu einer attraktiven Pendlerregion entwickelt. Günstige Wohnbedingungen ziehen insbesondere junge Familien an. 

Zahlreiche touristische Attraktionen machen unsere Heimatregion als Reise- und Erholungsort interessant. Das vielfältige ehrenamtliche Engagement der Menschen leistet einen enormen Beitrag zum gesellschaftlichen Zusammenhalt und zum Erhalt von Traditionen, auf die der Westerwald stolz sein kann. Die christlichen Kirchen sind und bleiben Stützpfeiler und Wertegerüst bei der Bewältigung von Zukunftsaufgaben.
Trotz der positiven Entwicklungen in der Wirtschaft und am Arbeitsmarkt wird auf die Interessen und Bedürfnisse der Menschen nach Lebensqualität und Zukunftssicherheit nur unzureichend  eingegangen. Den Herausforderungen, die mit einer sinkenden Bevölkerungszahl und vor allem der steigenden Lebenserwartung einhergehen, wird bisher nur in Ansätzen Rechnung getragen. 
Die SPD im Westerwald nimmt sich diesen Herausforderungen entschlossen an. Wir sind überzeugt: Wir können ZUKUNFT BESSER MACHEN! Mit den Menschen – für einen lebenswerten Westerwald.

II. Die Wirtschaft ist für die Menschen da: Gute Arbeit und verantwortungsvolle Wirtschaftspolitik.

Jeder, der einer Vollerwerbs-Berufstätigkeit nachgeht, muss auch im Westerwald von seinem Lohn leben können. 

Für die SPD ist es selbstverständlich, dass kommunale Aufträge nur an solche Unternehmen vergeben werden, die sich an die ortsüblichen Tarif- und Sozialstandards halten. Hier muss klar sein, dass billiger nicht besser ist!

Zu guten Arbeitsbedingungen – aber auch zu den wesentlichen Standortfaktoren der Zukunft – zählt für die SPD, dass die Vereinbarkeit von Beruf und Familie unterstützt wird. Hierzu gehören flexible Arbeitszeiten genau so wie eine Betriebskultur, die junge Mütter und Väter keinem Rechtfertigungsdruck aussetzt, wenn das Kind krank ist oder die Tagesmutter ausfällt.

· Wir rufen ein Westerwälder Familien-Forum ins Leben, in dem die regionalen Verantwortlichen aus Politik, Unternehmen, Verbänden und Kammern einen Aktionsplan erstellen mit dem Ziel, den Westerwald zur familienfreundlichsten Wirtschaftsregion in Rheinland-Pfalz zu machen.
Stärker Anstrengungen in der Aus- und vor allem in der Weiterbildung werden in den kommenden Jahren darüber entscheiden, ob eine Region zukunftsfähig ist oder nicht. Die Wirtschaftskraft des Westerwaldes wird also in Zukunft davon abhängen, ob es heute und in den nächsten Jahren gelingt, Unternehmen und Beschäftigte für mehr Weiterbildung zu gewinnen.

· Wir begründen eine regionale Initiative Weiterbildung, durch die vor allem die kleinen und mittelständischen Betriebe sensibilisiert, Handreichungen erstellt und konkrete Angebote unterbreitet werden.

Perspektiven für den Westerwald: Potentiale nutzen!
Der ICE-Bahnhof ist Motor für die Region: zahlreiche Menschen sind in den letzten Jahren aus den Ballungsräumen in den Westerwald gezogen, weil sie hier eine gute Verkehrsanbindung und bezahlbares Bauland finden. Die SPD im Westerwald steht ausdrücklich hinter der weiteren wirtschaftlichen Erschließung des Bahnhofs. Wir stehen dem geplanten Factory Outlet Center aufgeschlossen gegenüber. Wir wollen aber, dass der Bahnhof nicht als Insel betrachtet wird. Für uns geht es um die wirtschaftliche Entwicklung der gesamten Westerwald-Region, zu der wir ausdrücklich auch den Landkreise Lahn-Dill und Limburg-Weilburg sowie den geografischen Westerwald in Nordrhein-Westfalen zählen. Wir wollen eine zwischen den betroffenen Landkreisen, den Ländern, der Bahn und der Bevölkerung abgestimmte Strategie für die Weiterentwicklung der Hochgeschwindigkeitsstrecke. Hierzu gehört auch, dass Bahnhöfe nicht nur Ein-, Aus- und Umstiegsgelegenheit sein dürfen, sondern gastronomisch und kulturell attraktiv sein müssen. Ähnlich dem landesweiten Kultursommer regen wir an, für die drei Bahnhöfe zwischen Köln und Frankfurt ein gemeinsames Sommer-Kulturprogramm zu entwickeln, bei dem die Menschen mit einem Ticket mehrere Veranstaltungen mit der Bahn erreichen können. Gerade der Bahnhofsvorplatz in Montabaur bietet eine optimale Lokalität für Konzerte, Open-Air-Kino oder sonstige Events.

Eine solche Initiative kann Bestandteil eines überregionalen Tourismuskonzeptes sein. Einen wesentlichen Beitrag zur touristischen Entwicklung leisten heute schon die Angebote, die auf Erholung und Gesundheit setzen. Diese gilt es, weiter auszubauen und als Jobmotor für die Zukunft zu begreifen. Wir werden uns zudem für eine bessere Abstimmung der örtlichen Kulturangebote einsetzen und eine zentrale „Westerwald-Kultur“ Internetseite einrichten.

Wir begrüßen ausdrücklich die Bürgerinitiative zur Wiederbelebung der Brexbachtalbahn und sehen in diesem Projekt ein zukünftiges touristisches Highlight im Westerwald.
Mit der Entwicklung des Metall-Keramik-Clusters in der Westerwald-Region setzt das Land gemeinsam mit den beteiligten Kreisen ein Leuchtturmprojekt um, das Innovation und Beschäftigung im Kreis sichert. Diesen Ansatz unterstützen wir mit aller Kraft und bekennen uns zur Zukunft eines modernen, erfolgreichen Keramik-, Metall- und Chemiestandortes.
III. Kindern die Zukunft: Gleiche Chancen für alle!

Bildungschancen bestimmen heute über die Beschäftigungschancen. Aber leider bestimmt immer noch die Herkunft, wer die besten Bildungschancen hat – auch im Westerwald.
Die SPD im Westerwald setzt sich für eine durchlässige Bildungslandschaft ein, in der es nicht vom Geldbeutel der Eltern oder dem Wohnort abhängt, ob ein Kind auf ein Gymnasium gehen kann oder nicht. Wir wollen die Angebote des längeren gemeinsamen Lernens in integrierten Gesamtschulen und der Realschule plus.
Bei den geplanten beruflich orientierten Bildungsgängen wollen wir, dass darauf geachtet wird, dass die Wahl eines solchen Angebots nicht von Anfang an in „Mädchen- und Jungen-Ausbildungsgänge“ trennt, sondern Mädchen müssen auch für die „traditionellen“ Männerberufe gewonnen werden und umgekehrt.

Wir stellen klar, dass der nun endlich vom Kreistag beschlossene Schulentwicklungsplan  aus Sicht der SPD nur einen ersten Schritt darstellt.  Die dort aufgeführten Einzelbausteine . Wir wollen ein Schulentwicklungskonzept, das auf Chancengleichheit setzt und die Qualität schulischer Bildung und der pädagogischen Arbeit im Blick hat.
Bildung beginnt für uns nicht erst mit der Einschulung. Mit dem Konzept „Bildung von Anfang an“ hat die sozialdemokratische Landesregierung die Weichen dafür gestellt, dass Kinder nicht mehr aufgrund ihrer Herkunft benachteiligt werden. Ab 2010 gilt der Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz für Zweijährige und ab dann werden in Rheinland-Pfalz – als erstem Bundesland – keine Kindergartengebühren mehr verlangt. 

Für uns geht es bei der Forderung nach guter Betreuung um zwei Grundsätze:

Wir wollen Wahlfreiheit für die Eltern. Niemand schreibt ihnen vor, dass sie ihr Kind in einer Krippe, bei einer Tagesmutter oder zuhause betreuen sollen. Uns geht es darum, dass alle Eltern die ihrer Meinung nach beste Lösung für ihr Kind realisieren können.

Wir wollen Planbarkeit. Eltern müssen frühzeitig Klarheit darüber haben, ob ihre Nachfrage nach Betreuung auf ein entsprechendes Angebot stößt. Nachdem der Kreis nun jahrelang hinter der gesellschaftlichen Entwicklung hinterhergehinkt ist und die Öffnung der Kindergärten nur mit Widerwillen betrieben hat, zeichnet sich hier nun eine Beschleunigung ab. Es ist allerdings erkennbar, dass hier wiederum der billigste Weg beschritten wird. Die Situation der Erzieherinnen und die Bedürfnisse vieler Kinder nach mehr individueller Betreuung bleiben dabei auf der Strecke.

· Wir wollen die Personalsituation in den Kindergärten so gestalten, dass den wachsenden Anforderungen an die Erzieherinnen nach guter Betreuung und ständiger Weiterqualifizierung Rechnung getragen wird. Wo immer möglich und gewünscht, soll die Kindergartenleitung freigestellt werden können.

Wir begrüßen auch, dass derzeit immer mehr Regelplätze in den Kindergärten in ein Ganztagsangebot umgewandelt werden. Auch dies ist dem wachsenden Druck der Eltern und vor allem der SPD in den letzten Jahren geschuldet. Es zeichnet sich aber bereits heute ab, dass das Ganztagsangebot in der jetzigen Form mit den standardisierten Öffnungszeiten für viele berufstätige Eltern zu unflexibel ist. 
· Gemeinsam mit den Unternehmen der Region, den Kindertageseinrichtungen, den ausgebildeten Tagesmüttern und den betroffenen Eltern wollen wir für den Westerwald ein flexibles Betreuungsangebot entwickeln, das sicherstellt, dass Eltern den beruflichen Anforderungen entsprechen können, ohne Sorge zu haben, dass ihr Kind vor den Kita-Türen warten muss.
· Um das Betreuungsangebot im Westerwald zu vervollständigen, wollen wir den Erhalt und Ausbau der Kinderhorte, die vor allem auch als Anlaufstelle für berufstätige Eltern in den Schulferien dienen sollen. 
Horte sind eine sinnvolle Ergänzung – aber keine Alternative – zu Ganztagsschulen. Horte bieten vor allem die Möglichkeit, dass Kinder, die mit dem Großbetrieb einer Ganztagsschule überfordert sind, individuell betreut werden können.
· Wir wollen, dass kein Kind vom Mittagessen in den Kitas, Ganztagsschulen und Horten ausgeschlossen wird. Das Land hat dazu den Sozialfonds aufgestockt. Wir werden verhindern, dass der Kreis sich hier aus der Verantwortung stiehlt.
Um auch Kindern aus ärmeren Familien die Möglichkeit zu bieten, Ferien am Meer zu machen, wollen wir, dass der Westerwaldkreis das Schullandheim auf Norderney in seiner Trägerschaft behält. 
Wir wollen das Angebot dort attraktiver machen und die dafür notwendigen Investitionsmittel dauerhaft zur Verfügung stellen.

Gleiche Chancen zu haben heißt für uns auch, dass Kinder geschützt vor Gewalt und gesundheitlichen Risiken aufwachsen können. Wir begrüßen ausdrücklich das von der Landesregierung beschlossene Gesetz zum Kinderschutz. Die Arbeit der für die Umsetzung zuständigen Personen und Institutionen wird häufig dadurch erschwert, dass sie – vor allem das Jugendamt – mit Vorurteilen, aber auch mit negativen Urteilen, belastet sind. Für viele Familien bedeutet staatliche Einmischung sehr schnell „Die nehmen mir meine Kinder weg.“ 
· Wir entwickeln ein Konzept, wie diese Ängste und Vorbehalte abgebaut werden können. Gute Beispiele wie z.B. das der Stadt Dormagen sollen auf ihre Übertragbarkeit auf den Westerwald überprüft und dann entsprechend umgesetzt werden.
Kinder und Jugendliche wachsen dort gut auf, wo sie über Dinge, die sie betreffen, auch mitentscheiden dürfen. Deshalb wollen wir sie stärker in Entscheidungsprozesse einbinden.  Das fördert deren Demokratieverständnis und macht sie stark – vor allem gegen die Ideen rechtsextremer Parteien, die auch im Westerwald Zulauf haben.

IV. Westerwald mobil: Vernetzt kommt besser!
Bezahlbare Mobilität zu sichern ist eine der Zukunftsaufgaben, die Kommunal-, Bundes- und Landespolitik gemeinsam angehen müssen. Eine steigende Zahl älterer Menschen, abnehmender Schülertransport und steigende Energiekosten verändern die Anforderungen an den öffentlichen Personennahverkehr, aber auch an die Investitionen in den Straßenbau. 

Gerade für den Westerwald als Pendler- und Tourismusregion ist ein gut ausgebauter öffentlicher Personenverkehr unerlässlich. Das bisherige Angebot entspricht allerdings in keiner Weise der potentiellen Nachfrage. 

· Wir  stellen sicher, dass der Westerwald endlich dem VRM-Tarifverbund beitritt, damit die Menschen auch kreisübergreifend mit einem Ticket von A nach B kommen. 

Auch die Anbindung des Bussystems an den ICE-Bahnhof muss deutlich verbessert und das Angebot ausgeweitet werden.

Der ICE-Bahnhof bietet Pendlern zurzeit nur unzureichende Möglichkeiten vor Allem die Landeshauptstadt Mainz zu erreichen. Wir begrüßen den Einsatz der Landesregierung, die Bahn zu überzeugen, den Bahnhof Montabaur besser ins Netz einzubinden und werden uns für bessere Anbindungen stark machen.

Gerade am Wochenende ist der Westerwaldsteig nur unzureichend an das ÖPNV-Netz angebunden. Wir werden eine optimale Vernetzung der Teilwanderstrecken des Premiumwanderweges gerade auch an den Wochenenden sicherstellen.

Wie das Beispiel anderer Regionen in Rheinland-Pfalz zeigt, ist es allein vom politischen Willen abhängig, wie gut oder schlecht, wie kreativ oder einfallslos öffentlicher Personenverkehr organisiert wird. Beispielhaft sind die Bürgerbus- oder Kleinbusmodelle, die flexibel, bürgernah und kostengünstig Mobilität organisieren. 

Durch die Umsetzung solcher Ansätze auch im Westerwald wollen wir vor allem die älteren Menschen mobiler machen und dafür sorgen, dass Jugendliche auch am Wochenende sicher vorwärts kommen. Kurzfristig werden wir eine – in einigen Landkreisen bereits praktizierte – „Mitfahreragentur“ ins Leben rufen. In dieser können sich potentielle Fahrer und Mitfahrer registrieren lassen. 
Mittelfristig werden wir das kreisweite Jugendtaxi nach dem Beispiel der Verbandsgemeinde Bad Marienberg einführen und 50% der Fahrtkosten der Jugendlichen übernehmen.
Durch Bürgerbusse, Mitfahreragentur und Jugendtaxi wird die Mobilität in unserer Heimat, insbesondere für unsere Jugend kostengünstig. Vor allem junge Frauen sind zudem sicherer in unserer Heimat unterwegs. 
Der zügige Ausbau von B8 und B 414 muss neben die Aktivitäten an der B255 treten. Die Initiativen der Landesregierung wird von der Westerwälder SPD begrüßt und bilden die notwendige Grundlage für die zukunftsorientierte Weiterentwicklung unserer Infrastruktur.
Schneller Zugang zum Internet ist inzwischen zum wesentlichen Standortfaktor geworden. Die zügige Schließung der DSL-Lücken im Westerwald sind für die Menschen von zentraler Bedeutung, wenn es um Information, Austausch und Mitbestimmung geht. 
V. Zukunft sicher: Gut versorgt im letzten Eck.

In vielen Gemeinden zeichnet sich bereits heute ab, dass in den kommenden Jahren in den Dorfmitten zahlreiche Häuser leer stehen werden. In einigen Orten wurden bereits Maßnahmen ergriffen, leer stehende Häuser für junge Familien attraktiv zu machen. Einige Verbandsgemeinden weisen heute schon keine neuen Baugebiete mehr aus.

Beim Erhalt unserer Dörfer geht es aber nicht nur darum, Leerstände zu vermeiden und junge Familien anzuziehen. Dorferneuerung und Dorfgestaltung muss vielmehr auch sozial und kulturell gestaltet werden. Dass das Zusammenleben der Generationen mitten im Dorf/ mitten in der Stadt funktioniert, zeigt z.B. das Generationenhaus in Rennerod. 

· Gemeinsam mit der Landesregierung werden wir Projekte zur sozialen Dorferneuerung initiieren, die Ältere und Jüngere aktiv im Dorfleben hält und Zugezogene integriert. 
Das Leben im Dorf bleibt für Ältere dann lebenswert, wenn eine Grundversorgung im Ort gesichert ist.

· Wir wollen Nahversorgungsprojekte, z.B. Dorfladenprojekte, initiieren und fördern. Dazu gehört auch die Kooperation mit Supermärkten, die eine rollende Versorgung im Bestellsystem sicherstellen sollen.

Auch für die medizinische Versorgung werden wir Ansätze entwickeln, die ein dauerhaft hohes Niveau vor allem für die älteren, immobilen Menschen sichern. Auch hier müssen Möglichkeiten der mobilen Versorgung geprüft und gefördert werden.
Gute Versorgung heißt auch, die Energieversorgung nachhaltig zu sichern. An erster Stelle steht hier die Förderung von dezentralen Energieerzeugern, die ihre Energie aus regenerativen Quellen produzieren. Der Westerwald bietet hier noch erhebliches Potential für Sonnen- und Windenergie, aber auch andere Formen der Energieerzeugung. Außerdem müssen deutlich mehr Investitionsmittel in die energetische Sanierung der öffentlichen Gebäude fließen. Bleiben diese Investitionen aus, wird sich dies in naher Zukunft im Kreishaushalt mit deutlich höheren Ausgaben für Energie rächen.

· Wir machen den Westerwald zu einer Musterregion für Energieeffizienz und Nachhaltigkeit. 

VI. Ehrenamt fördern – Einrichtungen unterstützen:

Im Westerwaldkreis ist die Ehrenamtsquote überdurchschnittlich hoch. Viele Menschen engagieren sich unentgeltlich in den verschiedensten Vereinen und Projekten und haben Beachtliches auf die Beine gestellt. Der SPD Kreisverband dankt den Menschen für ihren Einsatz und unterstützt die Projekte und den Einsatz der Menschen nachhaltig. 

Durch ehrenamtliche Arbeit sind viele Einrichtungen geschaffen worden, die für die Bewohnerinnen und Bewohner unserer Heimat mittlerweile unverzichtbar sind. Die SPD wird unter Anderem den Beginenhof in Westerburg mit seiner unverzichtbaren Arbeit zum Wohl und zum Schutz von Frauen unterstützen und sich kontinulierlich dafür einsetzen, dass der Westerwaldkreis diese Einrichtung finanziell fördert.

VII. Von Mensch zu Mensch: Moderne Verwaltung und Bürgernähe.
Die von der Landesregierung geplante Kommunal- und Verwaltungsreform wird die Strukturen im Westerwald im Hinblick auf Gebietszuschnitte nicht betreffen. Gleichwohl ist es notwendig, Verwaltungsstrukturen im Hinblick auf sich wandelnde Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger zu überprüfen und daran auszurichten. Moderne Verwaltung bedeutet heute mehr als nur längere Öffnungszeiten. Moderne Verwaltung bedeutet die konsequente Einbeziehung der Möglichkeiten, die sich durch das Internet bieten, genau so, wie familienfreundliche und barrierefreie Verwaltungsgebäude und die Einrichtung mobiler Bürgerbüros, die Anliegen der Bürgerinnen und Bürger ortsnah entgegennehmen.

· Moderne Verwaltung heißt für uns: Strukturen von den Bürgerinnen und Bürgern her denken. Wir wollen die Bürgerinnen und Bürger einbeziehen und darüber entscheiden lassen, wie die Verwaltungsstrukturen an ihre Bedürfnisse angepasst werden können.

Verwaltung kann diese Ansprüche aber nur dort nach außen glaubwürdig vertreten, wo sie auch im Innern gelebt werden. Ein familien- und bürgerfreundliches Arbeitsklima setzt voraus, dass dieses konsequent von der Verwaltungsspitze vorgelebt wird. 
VIII. Generationengerecht arbeiten: Haushalt konsolidieren

Der Haushalt des Westerwaldkreises muss zukunftssicher aufgestellt werden. Die SPD steht für solide und klare Haushaltspolitik. Dabei orientieren wir uns an der vorbildlichen Haushaltsführung der Verbandsgemeinden Hachenburg und Bad Marienberg. Daher werden wir alle unsere Vorschläge aufkommensneutral umsetzen und durch Umschichtungen und Verschiebungen der Schwerpunktsetzung im Kreishaushalt realisieren.
